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Antrag 162/I/2020

Beschluss
Annahmemit Änderungen

Prostitutionsschutzgesetz reformieren

Die SPDMitglieder imDeutschenBundestagwerden aufgefordert, sich dafür einzusetzen, dass das Prostituiertenschutzgesetz

in folgenden Punkten geändert wird:

• Die Anmeldepflicht für SexarbeiterInnen zu einer Beratungspflicht umgewandelt wird

• Bei der Anmeldung auch weiterhin andere Tätigkeiten angegeben werden können

• Der sogenannte „Hurenpass“ abgeschafft wird

• Die Beratungsangebote massiv ausgebaut werden

• Ein Plan zur Bekämpfung des Menschenhandels im Zusammenhang mit der Prostitution vorgelegt wird

• Dafür soll eine Art runder Tisch mit den verschiedenen Akteuren zum Thema Sexarbeit initiiert werden, der einen Akti-

onsplan entwickelt und finanziell ausreichend ausgestattet wird

Überweisen an

Bundesparteitag 2021, Landesgruppe
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